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IX 2R 84/75 URTEIL Verkündet am
23. Juni 1977

in dem Entschädigungsrechtsstreit P o h l
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Land Hessen,
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Der IX. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf 
die mündliche Verhandlung vom 2. Juni 1977 durch 
die Richter Dr. Thumm, Henkel, Fuchs, Portmann und 
Dr. Lang

für Recht erkannt:

Die Revision des beklagten Landes gegen 
das Urteil des 10. Zivilsenats des Ober­
landesgerichts Frankfurt (Main) vom 
7. März 1975 wird zurückgewiesen.

I Das Verfahren ist gebühren- und ausla­
genfrei. Die außergerichtlichen Kosten 
der Revision trägt das beklagte Land.

Von Rechts wegen 

Tatbestand

Die Klägerin meldete am 13. März 1958 unter 
anderem Schaden an Körper und Gesundheit an. Der Be­
scheid vom 17.November 1959 setzte für die Zeit vom 
1. Januar 1945 bis 31. Dezember 1950 Kapitalentschädigung 
fest und erkannt für "Folgen von Dystrophie und eine 
cirkulovegetative Dystonie im Sinne der zeitlich be­
grenzten vorübergehenden Verschlimmerung" Anspruch 
auf Heilfürsor^für den gleichen Zeitraum zu; er 
blieb unangefochten.
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Im Marz 1965 erhob die Klägerin ”Sachaufsichts- 
beschwerde und Gegenvorstellung” mit dem Antrag, den 
früheren Bescheid aufzuheben und ihr Entschädigungs­
leistungen wegen Gesundheitsschadens zuzuerkennen.
Im Dezember 1965 reichte sie eine Globalanmeldung ein, 
deren Gegenstand auch der GesundheitEchaden ist. Nach 
einem Teilvergleich vom 28. August 1968 über ihren 
Rentenanspruch seit 1. November 1953 kam am 18. Juni 
1970 ein weiterer Vergleich zustande: Die Behörde zahlte 
1.800 DM KapitalentSchädigung für die Zeit vom 1.Januar 
1951 bis 31. Oktober 1953 und gewährte Heilverfahren 
für das anerkannte Verfolgungsleiden seit 1. Januar 
1951 bis auf weiteres. Erstmals am 21. August 1971 ver­
langte die Klägerin die Erstattung von Behandlungs­
kosten; sie bezifferte sie für die Zeit von Juni 1951 
bis zum Vergleich 1970 auf 21.000 DM.

Die Behörde erstattete nur die seit 1. Januar 
1969 entstandenen Kosten, lehnte aber den weitergehen­
den Antrag ab, weil die Kosten für die Zeit bis 31. De­
zember 1968 nicht innerhalb Jahresfrist seit Eintritt 
der Rechtswirksamkeit des Vergleichs geltend gemacht 
worden seien. Die Klage auf weitere 20.400 DM wies das 
Landgericht ab. Das Berufungsgericht hob dieses Urteil 
auf und verwies den Rechtsstreit an das Landgericht zu­
rück. Mit der Revision erstrebt der Beklagte die Wieder­
herstellung des Ersturteils. Die Klägerin beantragt die 
Zurückweisung der Revision.
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Entscheidungsgründe

Nach Auffassung des Berufungsrichters geht es 
hier nicht um die Frist zur Substantiierung erst nach 
dem 31. Dezember 1969 geltend gemachter Ansprüche, 
sondern um den Anspruchsausschluß nach Art. VIII Abs. 1 
Satz 1 BEG-SchlußG. Er hält unter Berufung auf sein 
Urteil RzW 1974, 351 an dem Standpunkt fest, daß An­
sprüche auf Erstattung von Kosten eines Heilverfahrens, 
das nach §§ 189, 189 a BEG ordnungsgemäß angemeldet, 
jedocA erst nach Ablauf des 31. Dezember 1969 anerkannt 
worden sei, nicht der Ausschlußfrist des Art. VIII Abs. 1 
S. 1 BEG-SchlußG unterlägen, und meint, aus der Geltend­
machung des Anspruchs erst im August 1971 entstünden der 
Klägerin keine Nachteile, insbesondere sei er nicht ver­
wirkt .

Das Berufungsurteil ist im Ergebnis richtig.

Offen bleibt, ob die Klägerin die Erstattungsan­
sprüche bereits vor dem 31. Dezember 1969 angemeldet hat 
und schon deshalb nicht nach Art. VIII Abs. 1 Satz 1 
BEG-SchlußG damit ausgeschlossen ist.

Der Bundesgerichtshof hat in dem gleichzeitig er­
gangenen Urteil vom 23.Juni 1977 - IX ZR 129/74, das zur 
Veröffentlichung bestimmt ist, entschieden, daß Art. VIII 
Abs. 1 Satz 1 BEG-SchlußG nicht für Ansprüche auf Er­
stattung von Heilverfahrenskosten gilt, wenn der Gesund­
heitsschaden erst nach dem 31. Dezember 1968 als verfol­
gungsbedingt anerkannt worden ist. Die Anmeldung der 
Ansprüche auf Erstattung ist nicht auf ein Jahr nach
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Zustellung der Entscheidung oder Eintritt der Wirk­
samkeit eines Vergleichs befristet; es gelten die 
allgemeinen Grundsätze über die Verwirkung (§ 242 
BGB). Wegen der Einzelheiten wird auf die Entschei­
dungsgründe des angeführten Urteils verwiesen.

Die Klägerin verlangt Erstattung von Heil­
kosten für die Zeit ab 1951. Ihren Anspruch auf Heil­
verfahren hat insoweit erst der Vergleich vom 18. Juni 
1970 anerkannt. Den Erstattungsanspruch hat sie am 21. 
August 1971 geltend gemacht. Umstände, die eine Verwir­
kung rechtfertigen, sind weder festgestellt noch vom 
Beklagten vorgetragen.

Dr. Thuaua Henkel Fuchs

Portmann Dr. Lang
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